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19.074  n  � Anpassung des Bundesrechts an Entwicklungen der Technik verteilter elektronischer Register. Bundesgesetz 

Nationalrat
Sommersession 2020

Bundesgesetz 
zur Anpassung des Bundes-
rechts an Entwicklungen der 
Technik verteilter elektronischer 
Register

vom …

Die Bundesversammlung der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft,
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates 
vom 27. November 20191,
beschliesst:
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I

Die nachstehenden Erlasse werden wie folgt 
geändert:

1. Obligationenrecht2

Art. 622 Abs. 1 und 1bis

1 Die Aktien lauten auf den Namen oder auf 
den Inhaber. Sie können als Wertpapiere aus-
gegeben werden. Die Statuten können bestim-
men, dass sie als Wertrechte nach Artikel 973c 
oder 973d oder als Bucheffekten im Sinne des 
Bucheffektengesetzes vom 3. Oktober 20083 
(BEG) ausgegeben werden.
1bis Inhaberaktien sind nur zulässig, wenn die 
Gesellschaft Beteiligungspapiere an einer Bör-
se kotiert hat oder die Inhaberaktien als Bu-
cheffekten im Sinne des BEG ausgestaltet und 
bei einer von der Gesellschaft bezeichneten 
Verwahrungsstelle in der Schweiz hinterlegt 
oder im Hauptregister eingetragen sind.
 
 

2	 	 SR 220
3	 	 SR 957.1

I

Art. 622
C. Aktien 
I. Arten
1 Die Aktien lauten auf den Namen oder auf 
den Inhaber. Als Bucheffekten im Sinne des 
Bucheffektengesetzes vom 3. Oktober 2008 
ausgegebene Aktien werden aktienrechtlich 
entweder als Namen- oder Inhaberaktien aus-
gestaltet.

1bis Inhaberaktien sind nur zulässig, wenn die 
Gesellschaft Beteiligungspapiere an einer 
Börse kotiert hat oder die Inhaberaktien als 
Bucheffekten im Sinne des 
Bucheffektengesetzes vom 3. Oktober 2008 
ausgestaltet und bei einer von der Gesellschaft 
bezeichneten Verwahrungsstelle in der 
Schweiz hinterlegt oder im Hauptregister 
eingetragen sind.
2 Beide Arten von Aktien können in einem durch 
die Statuten bestimmten Verhältnis nebenein-
ander bestehen.
2bis Eine Gesellschaft mit Inhaberaktien muss 
im Handelsregister eintragen lassen, ob sie 
Beteiligungspapiere an einer Börse kotiert hat 
oder ihre Inhaberaktien als Bucheffekten 
ausgestaltet sind. 
2ter Werden sämtliche Beteiligungspapiere 
dekotiert, so muss die Gesellschaft die 
bestehenden Inhaberaktien innerhalb einer 
Frist von sechs Monaten entweder in 
Namenaktien umwandeln oder als 
Bucheffekten ausgestalten. 
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Art. 973a Randtitel
G. Sammelverwahrung, Globalurkunde und 
einfache Wertrechte 
I. Sammelverwahrung von Wertpapieren

3 Die Statuten können bestimmen, dass Na-
menaktien später in Inhaberaktien oder Inha-
beraktien in Namenaktien umgewandelt wer-
den sollen oder dürfen.
4 Der Nennwert der Aktie muss mindestens 1 
Rappen betragen.
5 Die Aktientitel müssen durch mindestens ein 
Mitglied des Verwaltungsrates unterschrieben 
sein. Die Gesellschaft kann bestimmen, dass 
auch auf Aktien, die in grosser Zahl ausgege-
ben werden, mindestens eine Unterschrift ei-
genhändig beigesetzt werden muss.

Art. 973a
G. Sammelverwahrung, Globalurkunde und 
Wertrechte 
I. Sammelverwahrung von Wertpapieren
1 Der Aufbewahrer ist befugt, vertretbare Wert-
papiere mehrerer Hinterleger ungetrennt zu 
verwahren, es sei denn, ein Hinterleger ver-
langt ausdrücklich die gesonderte Verwahrung 
seiner Wertpapiere.
2 Werden vertretbare Wertpapiere einem Auf-
bewahrer zur Sammelverwahrung anvertraut, 
so erwirbt der Hinterleger mit der Einlieferung 
beim Aufbewahrer Miteigentum nach Bruchtei-
len an den zum Sammelbestand gehörenden 
Wertpapieren gleicher Gattung. Für die Bestim-
mung des Bruchteils ist der Nennwert, bei 
Wertpapieren ohne Nennwert die Stückzahl 
massgebend.
3 Der Hinterleger hat einen jederzeitigen, von 
der Mitwirkung oder Zustimmung der anderen 
Hinterleger unabhängigen Anspruch auf Her-
ausgabe von Wertpapieren aus dem Sammel-
bestand im Umfang seines Bruchteils.
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Art. 973c Randtitel und Abs. 1
III. Einfache Wertrechte
1 Der Schuldner kann einfache Wertrechte 
ausgeben oder vertretbare Wertpapiere oder 
Globalurkunden, die einem einzigen Aufbewah-
rer anvertraut sind, durch einfache Wertrechte 
ersetzen, sofern die Ausgabebedingungen oder 
seine Statuten dies vorsehen oder die Hinterle-
ger dazu ihre Zustimmung erteilt haben. 
 

Art. 973d
H. Registerwertrechte
I. Errichtung
1 Ein Registerwertrecht ist ein Recht, das ge-
mäss einer Vereinbarung der Parteien: 
1.	 in einem Wertrechteregister gemäss Ab-

satz 2 eingetragen ist; und 
2.	 nur über dieses Wertrechteregister geltend 

gemacht und auf andere übertragen wer-
den kann.

2 Das Wertrechteregister muss die folgenden 
Anforderungen erfüllen: 

Art. 973c
III. Wertrechte
1 Der Schuldner kann Rechte mit gleicher 
Funktion wie Wertpapiere (Wertrechte) ausge-
ben oder vertretbare Wertpapiere oder Glo-
balurkunden, die einem einzigen Aufbewahrer 
anvertraut sind, durch Wertrechte ersetzen, 
sofern die Ausgabebedingungen oder die Ge-
sellschaftsstatuten dies vorsehen oder die 
Hinterleger dazu ihre Zustimmung erteilt ha-
ben.
2 Der Schuldner führt über die von ihm ausge-
gebenen Wertrechte ein Buch, in das die An-
zahl und Stückelung der ausgegebenen 
Wertrechte sowie die Gläubiger einzutragen 
sind. Das Buch ist nicht öffentlich.
3 Die Wertrechte entstehen mit Eintragung in 
das Buch und bestehen nur nach Massgabe 
dieser Eintragung.
4 Zur Übertragung von Wertrechten bedarf es 
einer schriftlichen Abtretungserklärung. Ihre 
Verpfändung richtet sich nach den Vorschriften 
über das Pfandrecht an Forderungen.
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1.	 Es vermittelt den Gläubigern, nicht aber 
dem Schuldner, mittels technischer Verfah-
ren die Verfügungsmacht über ihre Rechte.

2.	 Seine Integrität ist geschützt, indem es 
durch angemessene technische und orga-
nisatorische Massnahmen, wie die gemein-
same Verwaltung durch mehrere voneinan-
der unabhängige Beteiligte, gegen 
unbefugte Veränderungen geschützt ist.

3.	 Der Inhalt der Rechte, die Funktionsweise 
des Registers und die Registrierungsverein-
barung sind im Register oder in damit ver-
knüpften Begleitdaten festgehalten.

4. 	 Die Gläubiger können die sie betreffenden 
Informationen und Registereinträge einse-
hen sowie die Integrität des sie betreffen-
den Registerinhalts ohne Zutun Dritter 
überprüfen.

3 Der Schuldner hat sicherzustellen, dass das 
Wertrechteregister dessen Zweck entspre-
chend organisiert ist. Insbesondere ist sicher-
zustellen, dass das Register jederzeit gemäss 
Registrierungsvereinbarung funktioniert.

Art. 973e
II. Wirkungen
1 Der Schuldner aus einem Registerwertrecht 
ist nur an den durch das Wertrechteregister 
ausgewiesenen Gläubiger sowie gegen ent-
sprechende Anpassung des Registers zu leis-
ten berechtigt und verpflichtet.
2 Er wird durch eine bei Verfall erfolgte Leistung 
an den durch das Wertrechteregister ausge-
wiesenen Gläubiger befreit, auch wenn der 
ausgewiesene nicht der tatsächliche Gläubiger 
ist, wenn dem Schuldner nicht Arglist oder 
grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt.
3 Wer in einem Wertrechteregister vom dort 
ausgewiesenen Gläubiger ein Register-
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wertrecht erworben hat, ist in seinem Erwerb 
zu schützen, auch wenn der Veräusserer zur 
Verfügung nicht befugt war, es sei denn, der 
Erwerber handelte beim Erwerb bösgläubig 
oder grobfahrlässig.
4 Der Schuldner kann der Forderung aus einem 
Registerwertrecht nur Einreden entgegenset-
zen, die: 
1.	 entweder gegen die Gültigkeit der Regist-

rierung gerichtet sind oder aus dem 
Wertrechteregister oder dessen Begleitda-
ten selbst hervorgehen; 

2.	 ihm persönlich gegen den aktuellen Gläubi-
ger des Registerwertrechts zustehen; oder

3.	 sich auf die unmittelbare Beziehung des 
Schuldners zu einem früheren Gläubiger 
des Registerwertrechts gründen, wenn der 
aktuelle Gläubiger bei dem Erwerb des 
Registerwertrechts bewusst zum Nachteil 
des Schuldners gehandelt hat.

Art. 973f 
III. Übertragung
1 Die Übertragung des Registerwertrechts un-
tersteht den Regeln der Registrierungsverein-
barung.
2 Wird über den Gläubiger eines Register-
wertrechts der Konkurs eröffnet, die Pfändung 
vollzogen oder die Nachlassstundung bewilligt, 
so sind seine Verfügungen über Register-
wertrechte rechtlich verbindlich und Dritten 
gegenüber wirksam, wenn sie 
1.	 vorgängig eingebracht wurden; 
2.	 nach den Regeln des Wertrechteregisters 

oder eines anderen Handelssystems unwi-
derruflich wurden; sowie 

3.	 innerhalb von 24 Stunden tatsächlich in das 
Wertrechteregister eingetragen wurden.
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3 Steht in Bezug auf dasselbe Recht dem gut-
gläubigen Empfänger eines Wertpapiers ein 
gutgläubiger Empfänger des Register-
wertrechts gegenüber, so geht der Erste dem 
Letzteren vor. 

Art. 973g
IV. Sicherheiten
1 Eine Sicherheit kann auch ohne Übertragung 
des Registerwertrechts errichtet werden, wenn: 
1.	 die Sicherheit im Wertrechteregister ersicht-

lich ist; und 
2. 	 gewährleistet ist, dass ausschliesslich der 

Sicherungsnehmer im Falle der Nichtbefrie-
digung über das Registerwertrecht verfügen 
kann.

2 Im Übrigen richtet sich: 
1.	 das Retentionsrecht an Registerwertrech-

ten nach den für Wertpapiere geltenden 
Bestimmungen über das Retentionsrecht 
(Art. 895–898 ZGB4). 

2. 	 das Pfandrecht an Registerwertrechten 
nach den für Wertpapiere geltenden Be-
stimmungen über das Pfandrecht an Forde-
rungen und anderen Rechten (Art. 899–906 
ZGB). 

Art. 973h
V. Kraftloserklärung
1 Der an einem Registerwertrecht Berechtigte 
kann verlangen, dass das Gericht das Regis-
terwertrecht kraftlos erklärt, sofern er seine 
ursprüngliche Verfügungsmacht sowie deren 
Verlust glaubhaft macht. Nach der Kraftloser-
klärung kann er sein Recht auch ausserhalb 
des Registers geltend machen oder auf seine 

4	 	 SR 210
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Kosten vom Schuldner die Zuteilung eines 
neuen Registerwertrechts verlangen. Im Übri-
gen sind für das Verfahren und die Wirkung der 
Kraftloserklärung die Artikel 982–986 sinnge-
mäss anwendbar.
2 Die Parteien können eine vereinfachte Kraftlo-
serklärung durch Herabsetzung der Zahl der 
öffentlichen Aufforderungen oder durch Verkür-
zung der Fristen vorsehen. 

Art. 973i
VI. Information und Haftung
1 Der Schuldner aus einem Registerwertrecht 
oder einem Recht, das als solches angeboten 
wird, hat jedem Erwerber bekannt zu geben: 
1.	 den Inhalt des Wertrechts; 
2.	 die Funktionsweise des Wertrechteregisters 

sowie die Massnahmen zum Schutz des 
Funktionierens und der Integrität des 
Wertrechteregisters nach Artikel 973d Ab-
sätze 2 und 3. 

2 Er haftet für den Schaden, der dem Erwerber 
durch unrichtige, irreführende oder den gesetz-
lichen Anforderungen nicht entsprechende 
Angaben entsteht, sofern er nicht nachweist, 
dass er die erforderliche Sorgfalt angewendet 
hat. 
3 Vereinbarungen, welche diese Haftung be-
schränken oder wegbedingen, sind nichtig.

Art. 1153 Randtitel
A. Erfordernisse
I. Im Allgemeinen

Art. 1153
A. Erfordernisse

Warenpapiere, die von einem Lagerhalter oder 
Frachtführer als Wertpapier ausgestellt werden, 
müssen enthalten:
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Art. 1153a
II. Gleichwertige Titel in Wertrechteregistern
1 Die Parteien können Warenpapiere in der 
Form von Registerwertrechten vorsehen. Die 
Artikel 1154 und 1155 sind sinngemäss an-
wendbar. 
2 Die Unterschrift des Ausstellers kann entfal-
len, wenn der Titel ihm auf andere Weise ein-
deutig zugeordnet werden kann. Der weitere 
Inhalt des Titels samt dessen Lasten muss im 
Wertrechteregister selbst oder in damit ver-
knüpften Begleitdaten festgehalten werden.

1.	 den Ort und den Tag der Ausstellung und 
die Unterschrift des Ausstellers;

2.	 den Namen und den Wohnort des Ausstel-
lers;

3.	 den Namen und den Wohnort des Einlage-
rers oder des Absenders;

4.	 die Bezeichnung der eingelagerten oder 
aufgegebenen Ware nach Beschaffenheit, 
Menge und Merkzeichen;

5.	 die Gebühren und Löhne, die zu entrichten 
sind oder die vorausbezahlt wurden;

6.	 die besondern Vereinbarungen, die von den 
Beteiligten über die Behandlung der Ware 
getroffen worden sind;

7.	 die Zahl der Ausfertigungen des Warenpa-
piers;

8.	 die Angabe des Verfügungsberechtigten mit 
Namen oder an Ordre oder als Inhaber.
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2. Bundesgesetz vom 11. April 18895 
über Schuldbetreibung und Konkurs

Art. 242a
3a. Herausgabe kryptobasierter Vermögens-
werte
1 Die Konkursverwaltung trifft eine Verfügung 
über die Herausgabe kryptobasierter Vermö-
genswerte, über die der Gemeinschuldner zum 
Zeitpunkt der Konkurseröffnung die Verfü-
gungsmacht innehat und die von einem Dritten 
beansprucht werden.
2 Der Anspruch ist begründet, wenn der Ge-
meinschuldner sich verpflichtet hat, die krypto-
basierten Vermögenswerte für den Dritten 
jederzeit bereitzuhalten und diese:
a. 	 dem Dritten individuell zugeordnet sind; 

oder
b. 	 einer Gemeinschaft zugeordnet sind und 

ersichtlich ist, welcher Anteil am Gemein-
schaftsvermögen dem Dritten zusteht. 

3 Hält die Konkursverwaltung den Anspruch für 
unbegründet, so setzt sie dem Dritten eine Frist 
von 20 Tagen, innert der er beim Gericht am 
Konkursort Klage einreichen kann. Hält er 
diese Frist nicht ein, so ist der Anspruch ver-
wirkt.
4 Die Kosten für die Herausgabe sind von dem-
jenigen zu übernehmen, der diese verlangt. Die 
Konkursverwaltung kann einen entsprechen-
den Vorschuss verlangen.

Art. 242b
3b. Zugang zu Daten
1 Befinden sich Daten in der Verfügungsmacht 
der Konkursmasse, so kann jeder Dritte, der 
eine gesetzliche oder vertragliche Berechti-
gung an den Daten nachweist, den Zugang zu 
diesen Daten verlangen.  

5	 	 SR 281.1

2. ...

Art. 242b

¹ ... 
 
 
 ... Daten nachweist, je nach Art der Berechti-
gung den Zugang zu diesen Daten oder deren 
Herausgabe aus der Verfügungsmacht der 
Konkursmasse verlangen.
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2 Hält die Konkursverwaltung den Anspruch für 
unbegründet, so setzt sie dem Dritten eine Frist 
von 20 Tagen, innert der er beim Gericht am 
Konkursort Klage einreichen kann. Bis zum 
rechtskräftigen Entscheid des Gerichts dürfen 
die Daten nicht vernichtet werden.  

3 Die Kosten für den Zugang zu den Daten sind 
von demjenigen zu übernehmen, der den Zu-
gang verlangt. Die Konkursverwaltung kann 
einen entsprechenden Vorschuss verlangen.
4 Vorbehalten bleibt das Auskunftsrecht nach 
den Datenschutzbestimmungen des Bundes 
oder der Kantone.

3. Bundesgesetz vom 18. Dezember 
19876 über das Internationale Privat-
recht

Art. 105 Abs. 2

2 Fehlt eine Rechtswahl, so untersteht die Ver-
pfändung von Forderungen dem Recht am 
gewöhnlichen Aufenthalt des Pfandgläubigers. 
Für die Verpfändung anderer Rechte gilt das-
selbe, sofern diese durch ein Wertrecht, ein 
Wertpapier oder einen gleichwertigen Titel 
vertreten werden; andernfalls untersteht ihre 
Verpfändung dem auf sie anwendbaren Recht.

6	 	 SR 291

² ... 
 
 
 
                                                         ... dürfen 
die Daten nicht vernichtet oder verwertet wer-
den.
³ Die Kosten für den Zugang zu den Daten 
oder für deren Herausgabe sind von demjeni-
gen zu übernehmen, ...

Art. 105
3. Besondere Regeln 
a. Verpfändung von Forderungen, Wertpapie-
ren und anderen Rechten
1 Die Verpfändung von Forderungen, Wertpa-
pieren und anderen Rechten untersteht dem 
von den Parteien gewählten Recht. Die 
Rechtswahl kann Dritten nicht entgegengehal-
ten werden.
2 Fehlt eine Rechtswahl, so untersteht die Ver-
pfändung von Forderungen und Wertpapieren 
dem Recht am gewöhnlichen Aufenthalt des 
Pfandgläubigers; die Verpfändung anderer 
Rechte untersteht dem auf diese anwendbaren 
Recht.

3 Dem Schuldner kann nur das Recht entge-
gengehalten werden, dem das verpfändete 
Recht untersteht.
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Art. 106 
b. Warenpapiere und gleichwertige Titel
1 Das in Artikel 145a Absatz 1 bezeichnete 
Recht bestimmt, ob ein Titel Waren vertritt.  
 
 

2 Vertritt ein physischer Titel die Ware, so unter-
stehen die dinglichen Rechte am Titel und an 
der Ware dem Recht, das auf den Titel als 
bewegliche Sache anwendbar ist.
3 Machen verschiedene Parteien dingliche 
Rechte an der Ware geltend, die einen unmit-
telbar, die anderen aufgrund eines Titels, so 
entscheidet über den Vorrang das auf die Ware 
selbst anwendbare Recht.

Art. 108a
I. Begriff
Der Begriff der intermediärverwahrten Wertpa-
piere ist im Sinne des Haager Übereinkom-
mens vom 5. Juli 20067 über die auf bestimmte 
Rechte an intermediärverwahrten Wertpapieren 
anzuwendende Rechtsordnung zu verstehen.
 

Art. 145a
1a. Übertragung mittels eines Titels
1 Ob eine Forderung durch einen Titel in Pa-
pier- oder gleichwertiger Form vertreten und 
mittels dieses Titels übertragen wird, bestimmt 
das darin bezeichnete Recht. Ist im Titel kein 
Recht bezeichnet, so gilt das Recht des Staa-
tes, in dem der Aussteller seinen Sitz oder, 

7	 	 SR 0.221.556.1

Art. 106
b. Warenpapiere
1 Das in einem Warenpapier bezeichnete Recht 
bestimmt, ob das Papier die Ware vertritt. Ist im 
Papier kein Recht bezeichnet, so gilt das Recht 
des Staates, in dem der Aussteller seine Nie-
derlassung hat.
2 Vertritt ein Papier die Ware, so unterstehen 
die dinglichen Rechte am Papier und an der 
Ware dem Recht, das auf das Warenpapier als 
bewegliche Sache anwendbar ist.
3 Machen verschiedene Parteien dingliche 
Rechte an der Ware geltend, die einen unmit-
telbar, die anderen aufgrund eines Warenpa-
piers, so entscheidet über den Vorrang das auf 
die Ware selbst anwendbare Recht.

Art. 108a
I. Begriff
Unter intermediärverwahrten Wertpapieren 
sind Wertpapiere zu verstehen, die bei einem 
Intermediär im Sinne des Haager Übereinkom-
mens vom 5. Juli 2006 über die auf bestimmte 
Rechte an intermediärverwahrten Wertpapie-
ren anzuwendende Rechtsordnung verwahrt 
werden.
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wenn ein solcher fehlt, seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat.
2 Betreffend dingliche Rechte an einem physi-
schen Titel bleiben die Bestimmungen des 
siebten Kapitels vorbehalten.

4. Finanzdienstleistungsgesetz vom 15. 
Juni 20188

Art. 3 Bst. b
In diesem Gesetz gelten als:

8	 	 BBl 2018 3615; SR 950.1

4. ...

Art. 3	 Begriffe
In diesem Gesetz gelten als:
a.	 Finanzinstrumente: 

1.	 Beteiligungspapiere:
	 –	 Effekten in Form von Aktien ein-

schliesslich Aktien gleichzustellender 
Effekten, die Beteiligungs- oder Stimm-
rechte verleihen, wie Partizipations- 
oder Genussscheine

	 –	 Effekten, die bei Umwandlung oder 
Ausübung des darin verbrieften Rechts 
den Erwerb von Beteiligungspapieren 
nach Strich 1 ermöglichen, sobald sie 
zur Umwandlung angemeldet wurden,

2.	 Forderungspapiere: Effekten, die nicht 
Beteiligungspapiere sind,

3.	 Anteile an kollektiven Kapitalanlagen 
nach den Artikeln 7 und 119 des Kollek-
tivanlagengesetzes vom 23. Juni 2006 
(KAG), 

4.	 strukturierte Produkte, namentlich kapit-
algeschützte Produkte, Produkte mit 
Maximalrendite und Zertifikate,

5.	 Derivate nach Artikel 2 Buchstabe c des 
Finanzmarktinfrastrukturgesetzes vom 
19. Juni 2015, 

6.	 Einlagen, deren Rückzahlungswert oder 
Zins risiko- oder kursabhängig ist, aus-
genommen solche, deren Zins an einen 
Zinsindex gebunden ist,
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b.	 Effekten: vereinheitlichte und zum massen-
weisen Handel geeignete Wertpapiere, 
Wertrechte, insbesondere einfache 
Wertrechte nach Artikel 973c des Obligatio-
nenrechts9 (OR) und Registerwertrechte 
nach Artikel 973d OR, sowie Derivate und 
Bucheffekten; 

9	 	 SR 220

7.	 Anleihensobligationen: Anteile an einem 
Gesamtdarlehen mit einheitlichen Be-
dingungen;

b.	 Effekten: vereinheitlichte und zum massen-
weisen Handel geeignete Wertpapiere, 
Wertrechte, Derivate und Bucheffekten; 

c.	 Finanzdienstleistungen: die folgenden für 
Kundinnen und Kunden erbrachten Tätig-
keiten: 
1.	 der Erwerb oder die Veräusserung von 

Finanzinstrumenten, 
2.	 die Annahme und Übermittlung von 

Aufträgen, die Finanzinstrumente zum 
Gegenstand haben, 

3.	 die Verwaltung von Finanzinstrumenten 
(Vermögensverwaltung), 

4.	 die Erteilung von persönlichen Empfeh-
lungen, die sich auf Geschäfte mit Fi-
nanzinstrumenten beziehen (Anlagebe-
ratung), 

5.	 die Gewährung von Krediten für die 
Durchführung von Geschäften mit Fi-
nanzinstrumenten; 

d.	 Finanzdienstleister: Personen, die gewerbs-
mässig Finanzdienstleistungen in der 
Schweiz oder für Kundinnen und Kunden in 
der Schweiz erbringen, wobei Gewerbs-
mässigkeit gegeben ist, wenn eine selbst-
ständige, auf dauernden Erwerb ausgerich-
tete wirtschaftliche Tätigkeit vorliegt;

e.	 Kundenberaterinnen und -berater: natürli-
che Personen, die im Namen eines Finanz-
dienstleisters oder selbst als Finanzdienst-
leister Finanzdienstleistungen erbringen; 

f.	 Emittenten: Personen, die Effekten bege-
ben oder zu begeben beabsichtigen;
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g.	 Angebot: jede Einladung zum Erwerb eines 
Finanzinstruments, die ausreichende Infor-
mationen über die Angebotsbedingungen 
und das Finanzinstrument selber enthält;

h.	 öffentliches Angebot: an das Publikum 
gerichtetes Angebot; 

i.	 Ersteller: Personen, die ein Finanzinstru-
ment erstellen oder Änderungen an einem 
bestehenden Finanzinstrument, einschlies-
slich Änderungen seines Risiko- und Rendi-
teprofils oder der mit einer Anlage in das 
Finanzinstrument verbundenen Kosten, 
vornehmen.

Art. 29	 Registrierungsvoraussetzungen Art. 29
¹ Kundenberaterinnen und -berater werden in 
das Beraterregister eingetragen, wenn sie den 
Nachweis erbringen, dass sie:

¹ Kundenberaterinnen und Kundenberater 
werden in das Beraterregister eingetragen, 
wenn sie den Nachweis erbringen, dass sie: 

a.	 die Anforderungen nach Artikel 6 erfüllen;
b.	 eine Berufshaftpflichtversicherung abge-

schlossen haben oder dass gleichwertige 
finanzielle Sicherheiten bestehen; und

c.	 selbst als Finanzdienstleister oder der Fi-
nanzdienstleister, für den sie tätig sind, 
einer Ombudsstelle (Art. 74) angeschlossen 
sind.

c.	 ... 
 
                                       ... angeschlossen 
sind, sofern eine Anschlusspflicht (Art. 77) 
besteht. 

(siehe Art. 77 und Art. 16 FINIG)
² Nicht ins Beraterregister eingetragen werden 
Kundenberaterinnen und  berater:
a.	 die nach den Artikeln 89–92 dieses Geset-

zes oder nach Artikel 86 VAG strafrechtlich 
verurteilt oder wegen strafbarer Handlun-
gen gegen das Vermögen nach den Artikeln 
137–172ter des Strafgesetzbuches  im Straf-
register eingetragen sind; oder



e-parl 18.06.2020 11:05-  16  -

Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat

 
 
 
 
 

b.	 gegen die für die einzutragende Tätigkeit 
ein Tätigkeitsverbot nach Artikel 33a FIN-
MAG oder ein Berufsverbot nach Artikel 33 
FINMAG vorliegt.

³ Sind die Kundenberaterinnen und berater als 
Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter für einen 
Finanzdienstleister tätig, so kann die Voraus-
setzung nach Absatz 1 Buchstabe b durch 
diesen erfüllt werden.

Art. 35	 Pflicht zur Veröffentlichung eines 
Prospekts

Art. 35

¹ Wer in der Schweiz ein öffentliches Angebot 
zum Erwerb von Effekten unterbreitet oder wer 
um Zulassung von Effekten zum Handel auf 
einem Handelsplatz nach Artikel 26 Buchstabe 
a des Finanzmarktinfrastrukturgesetzes vom 
19. Juni 2015 ersucht, hat vorgängig einen 
Prospekt zu veröffentlichen.

1bis Für die Zulassung von DLT-Effekten an 
einem DLT-Handelssystem nach Artikel 73a 
FinfraG gelten die Artikel 35–57 und 64–69 
sinngemäss.

² Ist der Emittent der Effekten nicht am öffentli-
chen Angebot beteiligt, so treffen ihn keine 
Mitwirkungspflichten bei der Erstellung des 
Prospekts.

Art. 77Art. 77	 Anschlusspflicht
Finanzdienstleister müssen sich spätestens mit 
Aufnahme ihrer Tätigkeit einer Ombudsstelle 
anschliessen.

Finanzdienstleister, die nicht ausschliesslich 
gegenüber institutionellen oder professionellen 
Kundinnen und Kunden gemäss Artikel 4 Ab-
satz 3 Buchstaben a – i Finanzdienstleistungen 
erbringen, müssen sich spätestens ...
(siehe Art. 29 Abs. 1 Bst. c, ...)
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5. Nationalbankgesetz vom 3. Oktober 
200310

Art. 19 Abs. 1
1 Um die Stabilität des Finanzsystems zu schüt-
zen, überwacht die Nationalbank die syste-
misch bedeutsamen zentralen Gegenparteien, 
Zentralverwahrer, Zahlungssysteme und 
DLT-Handelssysteme nach Artikel 22 des Fi-
nanzmarktinfrastrukturgesetzes vom 19. Juni 
201511 (FinfraG) (systemisch bedeutsame 
Finanzmarktinfrastrukturen).

Art. 20 Abs. 1
1 Zentrale Gegenparteien, Zentralverwahrer, 
Zahlungssysteme und DLT-Handelssysteme 
stellen der Nationalbank auf Verlangen alle 
Auskünfte und Unterlagen zur Verfügung, die 
sie benötigt, um die Risiken für die Stabilität 
des Finanzsystems frühzeitig zu erkennen und 
um die systemische Bedeutsamkeit zu beurtei-
len.

10	  SR 951.11
11	  SR 958.1

Art. 19	 Grundsatz
1 Um die Stabilität des Finanzsystems zu 
schützen, überwacht die Nationalbank syste-
misch bedeutsame zentrale Gegenparteien, 
Zentralverwahrer und Zahlungssysteme nach 
Artikel 22 des Finanzmarktinfrastrukturgeset-
zes vom 19. Juni 2015 (FinfraG) (systemisch 
bedeutsame Finanzmarktinfrastrukturen).

2 Unter die Überwachung fallen auch syste-
misch bedeutsame Finanzmarktinfrastrukturen 
mit Sitz im Ausland, wenn diese:
a.	 über wesentliche Betriebsteile oder mass-

gebliche Teilnehmer in der Schweiz verfü-
gen; oder

b.	 bedeutende Transaktionsvolumen in 
Schweizerfranken abrechnen oder abwi-
ckeln.

Art. 20	 Ausgestaltung und Instrumente
1 Zentrale Gegenparteien, Zentralverwahrer 
und Zahlungssysteme stellen der Nationalbank 
auf Verlangen alle Auskünfte und Unterlagen 
zur Verfügung, die sie benötigt, um die Risiken 
für die Stabilität des Finanzsystems frühzeitig 
zu erkennen und um die systemische Bedeut-
samkeit zu beurteilen.

2 Systemisch bedeutsame Finanzmarktinfra-
strukturen und ihre Prüfgesellschaften müssen 
der Nationalbank alle Auskünfte erteilen und 
Unterlagen herausgeben, die sie zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben benötigt. Sie müssen der Natio-
nalbank zudem unverzüglich Vorkommnisse 
melden, die für die Überwachung von wesentli-
cher Bedeutung sind.
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6. Bankengesetz vom 8. November 
193412

Art. 1b Abs. 1 und 4 Bst. d
1 Die Bestimmungen dieses Gesetzes finden 
sinngemäss Anwendung auf Personen, die 
hauptsächlich im Finanzbereich tätig sind und:
a.	 gewerbsmässig Publikumseinlagen von bis 

zu 100 Millionen Franken oder vom Bun-
desrat bezeichnete kryptobasierte Vermö-
genswerte entgegennehmen oder sich 
öffentlich dafür empfehlen; und

b.	 diese Publikumseinlagen oder Vermögens-
werte weder anlegen noch verzinsen.

12	  	 SR 952.0

3 Die Nationalbank kann bei systemisch be-
deutsamen Finanzmarktinfrastrukturen direkte 
Prüfungen durchführen oder durch von den 
Finanzmarktinfrastrukturen nach Artikel 84 
FinfraG beauftragte Prüfgesellschaften durch-
führen lassen.
4 Wird eine Prüfgesellschaft eingesetzt, so hat 
die Finanzmarktinfrastruktur dieser alle Infor-
mationen zu übermitteln, die sie zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben benötigt.
5 Die Nationalbank regelt die Einzelheiten in 
einer Verordnung.

Art. 1b	 Innovationsförderung
1 Die Bestimmungen dieses Gesetzes finden 
sinngemäss Anwendung auf Personen, die 
hauptsächlich im Finanzbereich tätig sind und:
a.	 gewerbsmässig Publikumseinlagen von bis 

zu 100 Millionen Franken entgegennehmen 
oder sich öffentlich dafür empfehlen; und

b.	 diese Publikumseinlagen weder anlegen 
noch verzinsen.

2 Der Bundesrat kann den Betrag nach Absatz 
1 unter Berücksichtigung der Wettbewerbs- 
und Innovationsfähigkeit des Finanzplatzes 
Schweiz anpassen.
3 Personen nach Absatz 1 müssen insbesonde-
re:
a.	 ihren Geschäftskreis genau umschreiben 

und eine ihrer Geschäftstätigkeit entspre-
chende Verwaltungsorganisation vorsehen;
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4 Vorbehalten bleiben die folgenden Bestim-
mungen:

d.	 Auf Publikumseinlagen oder vom Bundesrat 
bezeichnete kryptobasierte Vermögenswer-
te bei Personen nach Absatz 1 finden die 
Bestimmungen über privilegierte Einlagen 
(Art. 37a) und über die sofortige Auszah-
lung (Art. 37b) keine Anwendung; die Einle-
ger sind über diesen Umstand zu informie-
ren, bevor sie die Einlage tätigen.

b.	 über ein angemessen ausgestattetes Risi-
komanagement und eine wirksame interne 
Kontrolle verfügen, die unter anderem die 
Einhaltung der rechtlichen und unterneh-
mensinternen Vorschriften gewährleistet 
(Compliance);

c.	 über angemessene finanzielle Mittel verfü-
gen; 

d.	 sicherstellen, dass die mit der Verwaltung 
und Geschäftsführung betrauten Personen 
einen guten Ruf geniessen und Gewähr für 
eine einwandfreie Geschäftstätigkeit bieten.

4 Vorbehalten bleiben die folgenden Bestim-
mungen:
a.	 Die Rechnungslegung für Personen nach 

Absatz 1 richtet sich ausschliesslich nach 
den Vorschriften des Obligationenrechts 
(OR).

b.	 Personen nach Absatz 1 müssen ihre Jah-
resrechnung und gegebenenfalls ihre Kon-
zernrechnung nach den Vorschriften des 
OR prüfen lassen; Artikel 727a Absätze 2–5 
OR ist nicht anwendbar.

c.	 Personen nach Absatz 1 beauftragen eine 
von der Eidgenössischen Revisionsauf-
sichtsbehörde nach Artikel 9a Absatz 1 
oder Absatz 4bis des Revisionsaufsichtsge-
setzes vom 16. Dezember 2005 zugelasse-
ne Prüfgesellschaft mit einer Prüfung nach 
Artikel 24 des Finanzmarktaufsichtsgeset-
zes vom 22. Juni 2007 (FINMAG).

d.	 Auf Einlagen bei Personen nach Absatz 1 
finden die Bestimmungen über privilegierte 
Einlagen (Art. 37a) und über sofortige Aus-
zahlung (Art. 37b) keine Anwendung; die 
Einleger sind über diesen Umstand zu infor-
mieren, bevor sie die Einlage tätigen.
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Art. 4sexies

Für kryptobasierte Vermögenswerte, die die 
Bank als Depotwerte für Depotkunden hält, 
kann die FINMA im Einzelfall einen Höchstbe-
trag festlegen, wenn dies aufgrund der mit dem 
Geschäft verbundenen Risiken als geboten 
erscheint. Sie berücksichtigt insbesondere die 
Funktion der kryptobasierten Vermögenswerte, 
die ihnen zugrunde liegenden Technologien 
sowie risikomindernde Faktoren.

Art. 16 Ziff. 1bis

Als Depotwerte im Sinne von Artikel 37d des 
Gesetzes gelten:

1bis	.kryptobasierte Vermögenswerte, wenn sich 
die Bank verpflichtet hat, diese für den 
Depotkunden jederzeit bereitzuhalten, und 
diese:
1.	 dem Depotkunden individuell zugeord-

net sind; oder
2.	 einer Gemeinschaft zugeordnet sind 

5 Die FINMA kann in besonderen Fällen die 
Absätze 1–4 auch für Personen anwendbar 
erklären, die gewerbsmässig Publikumseinla-
gen von mehr als 100 Millionen Franken entge-
gennehmen oder sich öffentlich dafür empfeh-
len, diese weder anlegen noch verzinsen und 
den Schutz der Kunden durch besondere Vor-
kehrungen gewährleisten.
6 Wird der Schwellenwert von 100 Millionen 
Franken überschritten, so muss dies innerhalb 
von 10 Tagen der FINMA gemeldet und ihr 
innerhalb von 90 Tagen ein Bewilligungsge-
such nach Artikel 1a eingereicht werden. Vor-
behalten bleibt Absatz 5.

Art. 16
Als Depotwerte im Sinne von Artikel 37d des 
Gesetzes gelten:
1.	 bewegliche Sachen und Effekten der De-

potkunden;
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und ersichtlich ist, welcher Anteil am 
Gemeinschaftsvermögen dem Depot-
kunden zusteht.

Art. 37d
Depotwerte gemäss Artikel 16 werden nach 
den Artikeln 17 und 18 des Bucheffektengeset-
zes vom 3. Oktober 200813 abgesondert. Auf 
sammelverwahrte Depotwerte findet im Falle 
eines Unterbestandes Artikel 19 des Buchef-
fektengesetzes Anwendung.

7. Finanzinstitutsgesetz vom 15. Juni 
201814

Art. 6 Abs. 2

2 Die Bewilligung zur Tätigkeit als Wertpapier-
haus nach Artikel 41 Buchstabe a ermächtigt 
auch zur Tätigkeit als Verwalter von Kollektiv-
vermögen, als Vermögensverwalter und als 
Trustee.

13	  	 SR 957.1
14	  	 SR 954.1; AS 2018 5247

2.	 bewegliche Sachen, Effekten und Forde-
rungen, welche die Bank für Rechnung der 
Depotkunden fiduziarisch innehat;

3.	 frei verfügbare Lieferansprüche der Bank 
gegenüber Dritten aus Kassageschäften, 
abgelaufenen Termingeschäften, De-
ckungsgeschäften oder Emissionen für 
Rechnung der Depotkunden.

Art. 37d	 Absonderung von Depotwerten
Depotwerte gemäss Artikel 16 werden nach 
den Artikeln 17 und 18 des Bucheffektengeset-
zes vom 3. Oktober 2008 abgesondert. Im 
Falle eines Unterbestandes findet Artikel 19 
des Bucheffektengesetzes vom 3. Oktober 
2008 Anwendung.

7. ...

Art. 6	 Bewilligungskaskade
1 Die Bewilligung zur Tätigkeit als Bank im 
Sinne des BankG ermächtigt auch zur Tätigkeit 
als Wertpapierhaus, als Verwalter von Kollekti-
vvermögen, als Vermögensverwalter und als 
Trustee.
2 Die Bewilligung zur Tätigkeit als Wertpapier-
haus ermächtigt auch zur Tätigkeit als Verwal-
ter von Kollektivvermögen, als Vermögensver-
walter und als Trustee. 

3 Die Bewilligung zur Tätigkeit als Fondsleitung 
ermächtigt auch zur Tätigkeit als Verwalter von 
Kollektivvermögen und als Vermögensverwal-
ter.
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Art. 16	 Ombudsstelle
Finanzinstitute, die Finanzdienstleistungen 
nach Artikel 3 Buchstabe c des Finanzdienst-
leistungsgesetzes vom 15. Juni 201815 (FID-
LEG) erbringen, müssen sich spätestens mit 
Aufnahme ihrer Tätigkeit einer Ombudsstelle 
nach den Bestimmungen des 5. Titels FIDLEG 
anschliessen.

Art. 41 Bst. b Ziff. 3
Als Wertpapierhaus gilt, wer gewerbsmässig:

b.	 für eigene Rechnung kurzfristig mit Effekten 
handelt, hauptsächlich auf dem Finanz-
markt tätig ist und:

3.	 ein organisiertes Handelssystem nach 
Artikel 42 des Finanzmarktinfrastruktur-
gesetzes vom 19. Juni 201516 betreibt; 
oder

15	  SR 950.1; BBl 2018 3615
16	  SR 958.1

4 Die Bewilligung zur Tätigkeit als Verwalter von 
Kollektivvermögen ermächtigt auch zur Tätig-
keit als Vermögensverwalter.

Art. 16	 Ombudsstelle Art. 16
1 Finanzinstitute müssen sich spätestens mit 
Aufnahme ihrer Tätigkeit einer Ombudsstelle 
anschliessen.

Finanzinstitute, die nicht ausschliesslich ge-
genüber institutionellen oder professionellen 
Kundinnen und Kunden gemäss Artikel 4 Ab-
satz 3 Buchstaben a – i des Finanzdienstleis-
tungsgesetzes vom 15. Juni 2018  (FIDLEG) 
Finanzdienstleistungen nach Artikel 3 Buchsta-
be c FIDLEG erbringen, müssen ...
(siehe Art. 29 Abs. 1 Bst. c FIDLEG, …)

2 Die Bestimmungen des 5. Titels des Finanz-
dienstleistungsgesetzes vom 15. Juni 2018 
(FIDLEG) über die Ombudsstellen gelten sinn-
gemäss.

Art. 41	 Begriff
Als Wertpapierhaus gilt, wer gewerbsmässig:
a.	 in eigenem Namen für Rechnung der Kun-

dinnen und Kunden Effekten handelt;
b.	 für eigene Rechnung kurzfristig mit Effekten 

handelt, hauptsächlich auf dem Finanz-
markt tätig ist und: 
1.	 dadurch die Funktionsfähigkeit des 

Finanzmarkts gefährden könnte, oder
2.	 als Mitglied eines Handelsplatzes tätig 

ist; oder

c.	 für eigene Rechnung kurzfristig mit Effekten 
handelt und öffentlich dauernd oder auf 
Anfrage Kurse für einzelne Effekten stellt 
(Market Maker).
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Art. 67 Abs. 2

2 Die Bestimmungen des BankG über die Einla-
gensicherung und die nachrichtenlosen Vermö-
genswerte gelten für Wertpapierhäuser nach 
Artikel 41 Buchstabe a sinngemäss.

8. Geldwäschereigesetz vom 10. 
Oktober 199717

Art. 2 Abs. 2 Bst. dbis–dquater

2 Finanzintermediäre sind:

17	  	 SR 955.0

Art. 67	 Insolvenzrechtliche Massnah-
men

1 Die Bestimmungen des BankG über die 
Massnahmen bei Insolvenzgefahr und den 
Bankenkonkurs gelten für Fondsleitungen und 
Wertpapierhäuser sinngemäss.
2 Die Bestimmungen des BankG über die Ein-
lagensicherung und die nachrichtenlosen Ver-
mögenswerte gelten für Wertpapierhäuser 
sinngemäss.

Art. 2	 Geltungsbereich
1 Dieses Gesetz gilt:
a.	 für Finanzintermediäre;
b.	 für natürliche und juristische Personen, die 

gewerblich mit Gütern handeln und dabei 
Bargeld entgegennehmen (Händlerinnen 
und Händler).

2 Finanzintermediäre sind:
a.	 die Banken nach Artikel 1a des Bankenge-

setzes vom 8. November 1934 (BankG) 
und die Personen nach Artikel 1b BankG;

abis.die Vermögensverwalter und die Trustees 
nach Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben a und b 
des Finanzinstitutsgesetzes vom 15. Juni 
2011 (FINIG) sowie die Handelsprüfer nach 
Artikel 42bis des Edelmetallkontrollgesetzes 
vom 20. Juni 1933;

b.	 die Fondsleitungen nach Artikel 2 Absatz 1 
Buchstabe d FINIG;



e-parl 18.06.2020 11:05-  24  -

Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat

dbis.die zentralen Gegenparteien und die Zent-
ralverwahrer nach dem Finanzmarktinfra-
strukturgesetz vom 19. Juni 201518 (Fin-
fraG);

dter.	die Zahlungssysteme, sofern sie nach Arti-
kel 4 Absatz 2 des FinfraG eine Bewilligung 
der Eidgenössischen Finanzmarktaufsicht 
(FINMA) benötigen; 

dquater.die Handelssysteme für DLT-Effekten 
nach Artikel 73a des FinfraG (DLT-Handels-
systeme);

18	  SR 958.1

bbis.die Investmentgesellschaften mit variablem 
Kapital, die Kommanditgesellschaften für 
kollektive Kapitalanlagen und die Invest-
mentgesellschaften mit festem Kapital im 
Sinne des Kollektivanlagengesetzes vom 
23. Juni 2006 sowie die Verwalter von Kol-
lektivvermögen nach Artikel 2 Absatz 1 
Buchstabe c FINIG;

c.	 die Versicherungseinrichtungen nach dem 
Versicherungsaufsichtsgesetz vom 17. De-
zember 2004, welche die direkte Lebens-
versicherung betreiben oder Anteile einer 
kollektiven Kapitalanlage anbieten oder 
vertreiben;

d.	 die Wertpapierhäuser nach Artikel 2 Absatz 
1 Buchstabe e FINIG;

dbis.die zentralen Gegenparteien und die Zent-
ralverwahrer nach dem Finanzmarktinfra-
strukturgesetz vom 19. Juni 2015;

dter.die Zahlungssysteme, sofern sie nach Arti-
kel 4 Absatz 2 des Finanzmarktinfrastruk-
turgesetzes vom 19. Juni 2015 einer Bewil-
ligung der Eidgenössischen 
Finanzmarktaufsicht (FINMA) benötigen;

e.	 die Spielbanken nach dem Geldspielgesetz 
vom 29. September 2017 (BGS);

f.	 die Veranstalterinnen von Grossspielen 
nach dem BGS.

3 Finanzintermediäre sind auch Personen, die 
berufsmässig fremde Vermögenswerte anneh-
men oder aufbewahren oder helfen, sie anzule-
gen oder zu übertragen; insbesondere Perso-
nen, die:
a.	 das Kreditgeschäft (namentlich durch Kon-

sum- oder Hypothekarkredite, Factoring, 
Handelsfinanzierungen oder Finanzierungs-
leasing) betreiben;
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b.	 Dienstleistungen für den Zahlungsverkehr 
erbringen, namentlich für Dritte elektroni-
sche Überweisungen vornehmen oder 
Zahlungsmittel wie Kreditkarten und Reise-
schecks ausgeben oder verwalten;

c.	 für eigene oder fremde Rechnung mit Bank-
noten und Münzen, Geldmarktinstrumen-
ten, Devisen, Edelmetallen, Rohwaren und 
Effekten (Wertpapiere und Wertrechte) 
sowie deren Derivaten handeln;

d.	 …
e.	 …
f.	 als Anlageberater Anlagen tätigen;
g.	 Effekten aufbewahren oder verwalten.
4 Vom Geltungsbereich dieses Gesetzes aus-
genommen sind:
a.	 die Schweizerische Nationalbank;
b.	 steuerbefreite Einrichtungen der beruflichen 

Vorsorge;
c.	 Personen, die ihre Dienstleistungen aus-

schliesslich gegenüber steuerbefreiten 
Einrichtungen der beruflichen Vorsorge 
erbringen;

d.	 Finanzintermediäre nach Absatz 3, die ihre 
Dienstleistungen ausschliesslich gegenüber 
Finanzintermediären nach Absatz 2 erbrin-
gen oder gegenüber ausländischen Finan-
zintermediären, die einer gleichwertigen 
Aufsicht unterstellt sind wie diese.
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Art. 3 Abs. 5

5 Die FINMA, die Eidgenössische Spielbanken-
kommission (ESBK), das Eidgenössische Jus-
tiz- und Polizeidepartement (EJPD), die Eidge-
nössische Zollverwaltung (EZV) und die 
Selbstregulierungsorganisationen legen für 
ihren Bereich die erheblichen Werte nach den 
Absätzen 2 und 3 fest und passen sie bei Be-
darf an.

Art. 12 Bst. a
Die Aufsicht über die Einhaltung der Pflichten 
nach dem 2. Kapitel liegt für Finanzintermediä-
re:

Art. 3	 Identifizierung der Vertragspartei
1 Der Finanzintermediär muss bei der Aufnah-
me von Geschäftsbeziehungen die Vertrags-
partei aufgrund eines beweiskräftigen Doku-
mentes identifizieren. Handelt es sich bei der 
Vertragspartei um eine juristische Person, so 
muss der Finanzintermediär die Bevollmächti-
gungsbestimmungen der Vertragspartei zur 
Kenntnis nehmen und die Identität der Perso-
nen überprüfen, die im Namen der juristischen 
Person die Geschäftsbeziehung aufnehmen.
2 Bei Kassageschäften mit einer nicht bereits 
identifizierten Vertragspartei besteht die Pflicht 
zur Identifizierung nur, wenn eine oder mehrere 
Transaktionen, die miteinander verbunden 
erscheinen, einen erheblichen Wert erreichen.
3 Versicherungseinrichtungen müssen die Ver-
tragspartei dann identifizieren, wenn die Beträ-
ge einer einmaligen Prämie, der periodischen 
oder des gesamten Prämienvolumens einen 
erheblichen Wert erreichen.
4 Liegen in Fällen nach den Absätzen 2 und 3 
Verdachtsmomente für mögliche Geldwäsche-
rei oder Terrorismusfinanzierung vor, so ist die 
Identifizierung auch dann vorzunehmen, wenn 
die massgeblichen Beträge nicht erreicht wer-
den.
5 Die FINMA, die Eidgenössische Spielbanken-
kommission und die Selbstregulierungsorgani-
sationen legen für ihren Bereich die erhebli-
chen Werte nach den Absätzen 2 und 3 fest 
und passen sie bei Bedarf an.

Art. 12	 Zuständigkeit
Die Aufsicht über die Einhaltung der Pflichten 
nach dem 2. Kapitel liegt für Finanzintermediä-
re:
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a.	 nach Artikel 2 Absatz 2 Buchstaben  
a‒dquater: bei der FINMA;

Art. 17 Abs. 1 Bst. a und c
1 Die Sorgfaltspflichten nach dem 2. Kapitel 
und nach der Geldspielgesetzgebung werden 
auf dem Verordnungsweg konkretisiert durch:  

a.	 die FINMA für die Finanzintermediäre nach 
Artikel 2 Absatz 2 Buchstaben a–dquater;

c. 	 das EJPD für die Finanzintermediäre nach 
Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe f; 

Art. 22a Abs. 2 Bst. a

a.	 nach Artikel 2 Absatz 2 Buchstaben a‒dter 

bei der FINMA;
b.	 nach Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe e: bei 

der ESBK;
bbis.nach Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe f: bei 

der interkantonalen Aufsichts- und Vollzugs-
behörde nach Artikel 105 BGS;

c.	 nach Artikel 2 Absatz 3 bei den anerkann-
ten Selbstregulierungsorganisationen (Art. 
24).

Art. 17
Soweit keine anerkannte Selbstregulierung 
besteht, werden die Sorgfaltspflichten nach 
dem 2. Kapitel und ihre Erfüllung geregelt 
durch:
a.	 die FINMA für die Finanzintermediäre nach 

Artikel 2 Absatz 2 Buchstaben a–dter;
b.	 die Eidgenössische Spielbankenkommissi-

on für die Finanzintermediäre nach Artikel 2 
Absatz 2 Buchstabe e;

c.	 das Eidgenössische Justiz- und Polizeide-
partement für die Finanzintermediäre nach 
Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe f.

Art. 22a
1 Das Eidgenössische Finanzdepartement 
(EFD) leitet der FINMA und der ESBK Daten 
weiter, die es von einem anderen Staat erhal-
ten hat und die von diesem Staat veröffentlicht 
wurden, zu Personen und Organisationen, die 
im betreffenden Staat gestützt auf die Resoluti-
on 1373 (2001) des UNO-Sicherheitsrates 
wegen terroristischer Aktivitäten oder deren 
Unterstützung auf eine Liste gesetzt worden 
sind.
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2 Die FINMA leitet die vom EFD erhaltenen 
Daten weiter an: 
a.	 die ihr unterstellten Finanzintermediäre 

nach Artikel 2 Absatz 2 Buchstaben a und 
b–dquater;

Art. 26a Abs. 1

1 Für Finanzintermediäre nach Artikel 2 Ab-
satz 3, die eine inländische Gruppengesell-
schaft eines Finanzintermediärs nach Artikel 2 
Absatz 2 Buchstaben a–dquater sind, kann die 
FINMA vorsehen, dass die Einhaltung der 
Pflichten nach dem 2. Kapitel im Prüfbericht 
der Gruppe nachgewiesen wird.

2 Die FINMA leitet die vom EFD erhaltenen 
Daten weiter an:
a.	 die ihr unterstellten Finanzintermediäre 

nach Artikel 2 Absatz 2 Buchstaben a und 
b–dter;

b.	 die Aufsichtsorganisationen zuhanden der 
Finanzintermediäre nach Artikel 2 Absatz 2 
Buchstabe abis, die ihrer laufenden Aufsicht 
unterstehen;

c.	 die Selbstregulierungsorganisationen zu-
handen der diesen angeschlossenen Finan-
zintermediäre.

3 Die Weiterleitungspflicht nach Absatz 2 Buch-
stabe a gilt auch für die ESBK.
4 Das EFD leitet der FINMA und der ESBK 
keine Daten weiter, wenn es nach Anhörung 
des Eidgenössischen Departements für aus-
wärtige Angelegenheiten, des Eidgenössischen 
Justiz- und Polizeidepartements, des Eidge-
nössischen Departements für Verteidigung, 
Bevölkerungsschutz und Sport und des Eidge-
nössischen Departements für Wirtschaft, Bil-
dung und Forschung annehmen muss, dass 
die Menschenrechte oder Grundsätze der 
Rechtstaatlichkeit verletzt würden.

Art. 26a	 Inländische Gruppengesellschaf-
ten

1 Für Finanzintermediäre nach Artikel 2 Absatz 
3, die eine inländische Gruppengesellschaft 
eines Finanzintermediärs nach Artikel 2 Absatz 
2 Buchstaben a–dter sind, kann die FINMA 
vorsehen, dass die Einhaltung der Pflichten 
nach dem 2. Kapitel im Prüfbericht der Gruppe 
nachgewiesen wird.
2 Die FINMA veröffentlicht eine Liste der Grup-
pengesellschaften nach Absatz 1.
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Art. 41 Abs. 2

2 Er kann die FINMA, die ESBK, das EJPD 
sowie die EZV ermächtigen, in Belangen von 
beschränkter Tragweite, namentlich in vorwie-
gend technischen Angelegenheiten, Ausfüh-
rungsbestimmungen zu erlassen.

9. Bucheffektengesetz vom 3. Oktober 
200819

Art. 4 Abs. 2 Bst. f und g

2 Als Verwahrungsstellen gelten: 

f.	 die Schweizerische Post gemäss Postorga-
nisationsgesetz vom 17. Dezember 201020; 
und

g. 	 DLT-Handelssysteme nach den Artikeln 
73a–73f des Finanzmarktinfrastrukturgeset-
zes vom 19. Juni 201521 in Bezug auf immo-

19	  SR 957.1
20	  SR 783.1.
21	  SR 958.1

Art. 41	 Vollzug
1 Der Bundesrat erlässt die zur Umsetzung 
dieses Gesetzes notwendigen Bestimmungen.
2 Er kann die FINMA sowie die ESBK ermächti-
gen, in Belangen von beschränkter Tragweite, 
namentlich in vorwiegend technischen Angele-
genheiten, Ausführungsbestimmungen zu er-
lassen.

Art. 4	 Verwahrungsstellen
1 Eine Verwahrungsstelle im Sinne dieses Ge-
setzes führt auf den Namen von Personen oder 
Personengesamtheiten Effektenkonten.
2 Als Verwahrungsstellen gelten:
a.	 Banken gemäss Bankengesetz vom 8. 

November 1934;
b.	 Wertpapierhäuser nach Artikel 41 des Fi-

nanzinstitutsgesetzes vom 15. Juni 2018;
c.	 Fondsleitungen nach Artikel 32 des Finan-

zinstitutsgesetzes, sofern sie Anteilskonten 
führen;

d.	 Zentralverwahrer im Sinne von Artikel 61 
des Finanzmarktinfrastrukturgesetzes vom 
19. Juni 2015;

e.	 die Schweizerische Nationalbank gemäss 
Nationalbankgesetz vom 3. Oktober 2003; 
und

f.	 die Schweizerische Post gemäss Postorga-
nisationsgesetz vom 30. April 1997.
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bilisierte Registerwertrechte nach den Arti-
keln 973d–973i des Obligationenrechts22.

Art. 5 Bst. g und h
In diesem Gesetz gelten als: 

g.	 einfache Wertrechte: Rechte im Sinne von 
Artikel 973c des Obligationenrechts; 

h.	 Registerwertrechte: Rechte im Sinne von 
Artikel 973d des Obligationenrechts.

22	  SR 220

3 Als Verwahrungsstelle gelten, sofern sie im 
Rahmen ihrer Geschäftstätigkeit Effektenkon-
ten führen, auch ausländische Banken, auslän-
dische Wertpapierhäuser und andere ausländi-
sche Finanzinstitute sowie ausländische 
zentrale Verwahrungsstellen.

Art. 5	 Begriffe
In diesem Gesetz gelten als:
a.	 Drittverwahrungsstelle: eine Verwahrungs-

stelle, die für andere Verwahrungsstellen 
Effektenkonten führt;

b.	 Kontoinhaberin oder Kontoinhaber: eine 
Person oder Personengesamtheit, auf de-
ren Namen eine Verwahrungsstelle ein 
Effektenkonto führt;

c.	 Anlegerin oder Anleger: eine Kontoinhabe-
rin oder ein Kontoinhaber, die oder der nicht 
Verwahrungsstelle ist, oder eine Verwah-
rungsstelle, die Bucheffekten für eigene 
Rechnung hält;

d.	 qualifizierte Anlegerin oder qualifizierter 
Anleger: eine Verwahrungsstelle; eine be-
aufsichtigte Versicherungseinrichtung; eine 
öffentlich-rechtliche Körperschaft, eine 
Vorsorgeeinrichtung oder ein Unternehmen 
mit professioneller Tresorerie;

e.	 sammelverwahrte Wertpapiere: Wertpapie-
re im Sinne von Artikel 973a des Obligatio-
nenrechts;

f.	 Globalurkunde: ein Wertpapier im Sinne 
von Artikel 973b des Obligationenrechts;

g.	 Wertrechte: Rechte im Sinne von Artikel 
973c des Obligationenrechts.
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Art. 6 Abs. 1 Bst. c und d sowie Abs. 2 und 3
1 Bucheffekten entstehen: 

c.	 mit der Eintragung von einfachen Wertrech-
ten im Hauptregister einer Verwahrungs-
stelle und der Gutschrift in einem oder meh-
reren Effektenkonten;

d.	 mit der Übertragung von Registerwertrech-
ten auf eine Verwahrungsstelle und der 
Gutschrift in einem oder mehreren Effekten-
konten.

2 Für jede Emission von einfachen Wertrechten 
führt eine einzige Verwahrungsstelle das 
Hauptregister. Es enthält Angaben über die 
Emission und die Anzahl sowie die Stückelung 
der ausgegebenen Wertrechte; es ist öffentlich.
3 Registerwertrechte sind bei deren Übertra-
gung auf eine Verwahrungsstelle im Wertrech-
teregister zu immobilisieren. 

Art. 6	 Entstehung
1 Bucheffekten entstehen:
a.	 mit der Hinterlegung von Wertpapieren zur 

Sammelverwahrung bei einer Verwahrungs-
stelle und deren Gutschrift in einem oder 
mehreren Effektenkonten;

b.	 mit der Hinterlegung von Globalurkunden 
bei einer Verwahrungsstelle und deren 
Gutschrift in einem oder mehreren Effekten-
konten; oder

c.	 mit der Eintragung von Wertrechten im 
Hauptregister einer Verwahrungsstelle und 
deren Gutschrift in einem oder mehreren 
Effektenkonten.

2 Für jede Emission von Wertrechten führt eine 
einzige Verwahrungsstelle das Hauptregister. 
Es enthält Angaben über die Emission und die 
Anzahl sowie die Stückelung der ausgegebe-
nen Wertrechte; es ist öffentlich.
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Art. 7 Abs. 1 und 2
1 Sofern die Ausgabebedingungen oder die 
Gesellschaftsstatuten nichts anderes bestim-
men, kann der Emittent sammelverwahrte 
Wertpapiere, Globalurkunden oder einfache 
Wertrechte, die als Grundlage von Bucheffek-
ten hinterlegt oder eingetragen sind, jederzeit 
und ohne Zustimmung der Kontoinhaberinnen 
oder Kontoinhaber in eine der beiden anderen 
Formen umwandeln. Er trägt dafür die Kosten.
2 Die Kontoinhaberinnen und Kontoinhaber 
können vom Emittenten jederzeit verlangen, für 
die Bucheffekten, die durch Hinterlegung einer 
Globalurkunde oder durch Eintragung einfa-
cher Wertrechte in ein Hauptregister entstehen, 
Wertpapiere gleicher Zahl und Gattung auszu-
stellen, sofern die Ausgabebedingungen oder 
Gesellschaftsstatuten es vorsehen. Sie tragen 
dafür die Kosten, es sei denn, die Ausgabebe-
dingungen oder Gesellschaftsstatuten bestim-
men etwas anderes. 

Art. 9 Abs. 1 

1 Eine Verwahrungsstelle kann Bucheffekten, 
Wertpapiere, einfache Wertrechte und Regis-
terwertrechte durch eine Drittverwahrungsstelle 
in der Schweiz oder im Ausland verwahren 
lassen. Die Zustimmung der Kontoinhaberin 
oder des Kontoinhabers ist nicht erforderlich.

Art. 7	 Umwandlung
1 Sofern die Ausgabebedingungen oder die Ge-
sellschaftsstatuten nichts anderes bestimmen, 
kann der Emittent sammelverwahrte Wertpa-
piere, Globalurkunden oder Wertrechte, die als 
Grundlage von Bucheffekten hinterlegt oder 
eingetragen sind, jederzeit und ohne Zustim-
mung der Kontoinhaberinnen oder Kontoinha-
ber in eine der beiden anderen Formen um-
wandeln. Er trägt dafür die Kosten.
2 Die Kontoinhaberinnen und Kontoinhaber 
können vom Emittenten jederzeit verlangen, für 
die Bucheffekten, die durch Hinterlegung einer 
Globalurkunde oder durch Eintragung von 
Wertrechten in ein Hauptregister entstehen, 
Wertpapiere gleicher Zahl und Gattung auszu-
stellen, sofern die Ausgabebedingungen oder 
Gesellschaftsstatuten es vorsehen. Sie tragen 
dafür die Kosten, es sei denn, die Ausgabebe-
dingungen oder Gesellschaftsstatuten bestim-
men etwas anderes.
3 Die Verwahrungsstelle stellt sicher, dass 
durch eine Umwandlung die Gesamtzahl der 
ausgegebenen Forderungs- oder Mitglied-
schaftsrechte nicht verändert wird.

Art. 9	 Ermächtigung zur Drittverwah-
rung

1 Eine Verwahrungsstelle kann Bucheffekten, 
Wertpapiere und Wertrechte durch eine Dritt-
verwahrungsstelle in der Schweiz oder im Aus-
land verwahren lassen. Die Zustimmung der 
Kontoinhaberin oder des Kontoinhabers ist 
nicht erforderlich.
2 Die Drittverwahrung im Ausland bedarf jedoch 
der ausdrücklichen Zustimmung der Kontoinha-
berin oder des Kontoinhabers, wenn die aus-
ländische Verwahrungsstelle nicht einer Auf-
sicht untersteht, welche ihrer Tätigkeit 
angemessen ist.
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Art. 11 Abs. 3 Bst. b

3 Als verfügbar gelten: 

b.	 bei der Verwahrungsstelle sammelverwahr-
te Wertpapiere, Registerwertrechte, Glo-
balurkunden oder einfache Wertrechte, die 
in ihrem Hauptregister eingetragen sind; 
und

Art. 17 Abs. 1 Bst. b sowie Abs. 4
1 Wird über eine Verwahrungsstelle ein 
Zwangsliquidationsverfahren zum Zwecke der 
Generalexekution eröffnet, so sondert die Li-
quidatorin oder der Liquidator im Umfang der 
Effektenguthaben ihrer Kontoinhaberinnen und 
Kontoinhaber von Amtes wegen ab: 

Art. 11	 Verfügbare Bucheffekten
1 Jede Verwahrungsstelle hält bei sich selber 
oder bei einer Drittverwahrungsstelle Buchef-
fekten verfügbar, deren Zahl und Gattung min-
destens der Summe der in den Effektenkonten 
ihrer Kontoinhaberinnen und Kontoinhaber als 
Guthaben ausgewiesenen Bucheffekten (Effek-
tenguthaben) entspricht.
2 Ist die Menge der verfügbaren Bucheffekten 
kleiner als die Summe der Effektenguthaben, 
so muss die Verwahrungsstelle ohne Verzug 
Bucheffekten im Umfang des Unterbestandes 
erwerben.
3 Als verfügbar gelten:
a.	 Bucheffekten, die einem Effektenkonto der 

Verwahrungsstelle bei einer Drittverwah-
rungsstelle gutgeschrieben sind;

b.	 bei der Verwahrungsstelle sammelverwahr-
te Wertpapiere, Globalurkunden oder 
Wertrechte, die in ihrem Hauptregister ein-
getragen sind; und

c.	 frei verfügbare Ansprüche auf Lieferung von 
Bucheffekten durch andere Verwahrungs-
stellen während der Frist, die auf dem be-
treffenden Markt für eine ordentliche Ab-
wicklung vorgeschrieben oder üblich ist, 
längstens jedoch während acht Tagen.

Art. 17	 Absonderung
1 Wird über eine Verwahrungsstelle ein 
Zwangsliquidationsverfahren zum Zwecke der 
Generalexekution eröffnet, so sondert die Li-
quidatorin oder der Liquidator im Umfang der 
Effektenguthaben ihrer Kontoinhaberinnen und 
Kontoinhaber von Amtes wegen ab:
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b.	 bei der Verwahrungsstelle sammelverwahr-
te Wertpapiere, Registerwertrechte, Glo-
balurkunden oder einfache Wertrechte, die 
in ihrem Hauptregister eingetragen sind; 
und

4 Die abgesonderten Bucheffekten und Ansprü-
che auf Lieferung von Bucheffekten werden:
a. 	 betrifft nur den französischen Text

b.	 in Form von Wertpapieren der Kontoinha-
berin oder dem Kontoinhaber ausgeliefert; 
oder

c.	 in Form von Registerwertrechten auf die 
Kontoinhaberin oder den Kontoinhaber 
übertragen.

a.	 Bucheffekten, die einem Effektenkonto der 
Verwahrungsstelle bei einer Drittverwah-
rungsstelle gutgeschrieben sind;

b.	 bei der Verwahrungsstelle sammelverwahr-
te Wertpapiere, Globalurkunden oder 
Wertrechte, die in ihrem Hauptregister ein-
getragen sind; und

c.	 frei verfügbare Ansprüche der Verwah-
rungsstelle gegenüber Dritten auf Lieferung 
von Bucheffekten aus Kassageschäften, 
abgelaufenen Termingeschäften, De-
ckungsgeschäften oder Emissionen für 
Rechnung der Kontoinhaberinnen oder 
Kontoinhaber.

2 Hält die Verwahrungsstelle Eigen- und Dritt-
bestände bei einer Drittverwahrungsstelle zu-
sammengefasst auf einem einzigen Effekten-
konto, so gilt die Vermutung, dass es sich 
dabei um Bucheffekten ihrer Kontoinhaberin-
nen und Kontoinhaber handelt.
3 Wer eine Verwahrungsstelle liquidiert, muss 
deren Verpflichtungen gegenüber der Drittver-
wahrungsstelle erfüllen, die ihr entstanden sind 
aus der Drittverwahrung von Bucheffekten oder 
aus der Vorleistung der Drittverwahrungsstelle 
für den Erwerb von Bucheffekten.
4 Die abgesonderten Bucheffekten und Ansprü-
che auf Lieferung von Bucheffekten werden:
a.	 auf die Verwahrungsstelle übertragen, die 

von der Kontoinhaberin oder vom Kontoin-
haber bezeichnet wird; oder

b.	 in Form von Wertpapieren der Kontoinha-
berin oder dem Kontoinhaber ausgeliefert.

5 Die Ansprüche der Verwahrungsstelle nach 
Artikel 21 bleiben vorbehalten.
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10. Finanzmarktinfrastrukturgesetz 
vom 19. Juni 201523

Art. 2 Bst. a Ziff. 5a, Bst. b, bbis und j
In diesem Gesetz gelten als:
a.	 Finanzmarktinfrastruktur:

5a.	ein Handelssystem für DLT-Effekten 
(DLT-Handelssystem; Art. 73a);

b.	 Effekten: vereinheitlichte und zum massen-
weisen Handel geeignete Wertpapiere, 
Wertrechte, insbesondere einfache 
Wertrechte nach Artikel 973c des Obligatio-
nenrechts24 (OR) und Registerwertrechte 
nach Artikel 973d OR, sowie Derivate und 
Bucheffekten;

bbis.DLT25-Effekten: Effekten in der Form von: 
1.	 Registerwertrechten (Art. 973d OR), 

oder 
2.	 anderen Wertrechten, die in verteilten 

elektronischen Registern gehalten wer-
den und die mittels technischer Verfah-
ren den Gläubigern, nicht aber dem 
Schuldner, die Verfügungsmacht über 
das Wertrecht vermitteln;

23	  SR 958.1
24	  SR 220 
25	  Steht für «Distributed Ledger Technology»

10. ...

Art. 2	 Begriffe
In diesem Gesetz gelten als:
a.	 Finanzmarktinfrastruktur:

1.	 eine Börse (Art. 26 Bst. b),
2.	 ein multilaterales Handelssystem (Art. 

26 Bst. c),
3.	 eine zentrale Gegenpartei (Art. 48),
4.	 ein Zentralverwahrer (Art. 61),
5.	 ein Transaktionsregister (Art. 74),

6.	 ein Zahlungssystem (Art. 81);
b.	 Effekten: vereinheitlichte und zum massen-

weisen Handel geeignete Wertpapiere, 
Wertrechte, Derivate und Bucheffekten;

c.	 Derivate oder Derivatgeschäfte: Finanzkon-
trakte, deren Wert von einem oder mehre-
ren Basiswerten abhängt und die kein Kas-
sageschäft darstellen;
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d.	 Teilnehmer: jede Person, welche die 
Dienstleistungen einer Finanzmarktinfra-
struktur direkt in Anspruch nimmt;

e.	 indirekte Teilnehmer: jede Person, welche 
die Dienstleistungen einer Finanzmarktinf-
rastuktur indirekt über einen Teilnehmer in 
Anspruch nimmt;

f.	 Kotierung: Zulassung einer Effekte zum 
Handel an einer Börse nach einem stan-
dardisierten Verfahren, in dem von der 
Börse festgelegte Anforderungen an den 
Emittenten und an die Effekte geprüft wer-
den;

g.	 Abrechnung (Clearing): Verarbeitungs-
schritte zwischen dem Abschluss und der 
Abwicklung eines Geschäfts, insbesondere:
1.	 die Erfassung, Abstimmung und Bestäti-

gung der Transaktionsdaten,
2.	 die Übernahme der Verpflichtungen 

durch eine zentrale Gegenpartei oder 
andere Risikominderungsmassnahmen,

3.	 die Verrechnung (Netting) von Geschäf-
ten,

4.	 die Abstimmung und Bestätigung der 
abzuwickelnden Zahlungen und Effek-
tenüberträge;

h.	 Abwicklung (Settlement): Erfüllung der bei 
Geschäftsabschluss eingegangenen Ver-
pflichtungen, namentlich durch die Überwei-
sung von Geld oder die Übertragung von 
Effekten;

i.	 öffentliche Kaufangebote: Angebote zum 
Kauf oder zum Tausch von Aktien, Partizi-
pations- oder Genussscheinen oder von 
anderen Beteiligungspapieren (Beteili-
gungspapiere), die sich öffentlich an Inha-
berinnen und Inhaber von Aktien oder von 
anderen Beteiligungspapieren richten;
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j.	 Insiderinformation: vertrauliche Information, 
deren Bekanntwerden geeignet ist, den 
Kurs von Effekten, die an einem Handels-
platz oder einem DLT-Handelssystem mit 
Sitz in der Schweiz zum Handel zugelassen 
sind, erheblich zu beeinflussen.

Art. 16 Abs. 2

2 Die Bezeichnungen «Börse», «Multilaterales 
Handelssystem», «Multilateral Trading Facili-
ty», «MTF», «Zentrale Gegenpartei», «Central 
Counterparty», «CCP», «Effektenabwicklungs-
system», «Securities Settlement System», 
«SSS», «Zentralverwahrer», «Central Securi-
ties Depository», «CSD», «Transaktionsregis-
ter», «Trade Repository», «TR», «DLT-Han-
delssystem», «DLT Trading System», «DLT 
Trading Facility» und «DLT Exchange» dürfen 
im Zusammenhang mit dem Anbieten von Fi-
nanzdienstleistungen nur für die entsprechen-
den, diesem Gesetz unterstellten Finanzmarkt-
infrastrukturen verwendet werden. 

Art. 22 Abs. 1 Einleitungssatz

1 Zentrale Gegenparteien, Zentralverwahrer, 
Zahlungssysteme und die DLT-Handelssyste-
me, die Dienstleistungen im Bereich der zent-
ralen Verwahrung, der Abrechnung oder der 
Abwicklung anbieten, sind systemisch bedeut-
sam, wenn: 

j.	 Insiderinformation: vertrauliche Information, 
deren Bekanntwerden geeignet ist, den 
Kurs von Effekten, die an einem Handels-
platz in der Schweiz zum Handel zugelas-
sen sind, erheblich zu beeinflussen.

Art. 16	 Schutz vor Verwechslung und 
Täuschung

1 Die Bezeichnung der Finanzmarktinfrastruktur 
darf nicht zu Verwechslung oder Täuschung 
Anlass geben.
² Die Bezeichnungen «Börse», «Multilaterales 
Handelssystem», «Multilateral Trading Facili-
ty», «MTF», «Zentrale Gegenpartei», «Central 
Counterparty», «CCP», «Effektenabwicklungs-
system», «Securities Settlement System», 
«SSS», «Zentralverwahrer», «Central Securi-
ties Depository», «CSD», «Transaktionsregis-
ter», «Trade Repository» und «TR» dürfen im 
Zusammenhang mit dem Anbieten von Finanz-
dienstleistungen nur für die entsprechenden, 
diesem Gesetz unterstellten Finanzmarktinfra-
strukturen verwendet werden.

Art. 22	 Systemisch bedeutsame Finanz-
marktinfrastrukturen und 
Geschäftsprozesse

1 Zentrale Gegenparteien, Zentralverwahrer 
und Zahlungssysteme sind systemisch bedeut-
sam, wenn:
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Art. 25 Abs. 1
1 Die FINMA informiert die SNB über Bewilli-
gungsgesuche von zentralen Gegenparteien, 
Zentralverwahrern, Zahlungssystemen und den 
DLT-Handelssystemen, die Dienstleistungen im 
Bereich der zentralen Verwahrung, der Abrech-
nung oder der Abwicklung anbieten.

a.	 ihre Nichtverfügbarkeit, namentlich auf-
grund technischer oder operationeller Prob-
leme oder finanzieller Schwierigkeiten, zu 
schwerwiegenden Verlusten, Liquiditäts-
engpässen oder operationellen Problemen 
bei Finanzintermediären oder anderen 
Finanzmarktinfrastrukturen führen oder 
schwerwiegende Störungen an den Finanz-
märkten zur Folge haben kann; oder

b.	 Zahlungs- oder Lieferschwierigkeiten ein-
zelner Teilnehmer über sie auf andere Teil-
nehmer oder verbundene Finanzmarktinfra-
strukturen übertragen werden können und 
bei diesen zu schwerwiegenden Verlusten, 
Liquiditätsengpässen oder operationellen 
Problemen führen oder schwerwiegende 
Störungen an den Finanzmärkten zur Folge 
haben können.

2 Ein Geschäftsprozess einer Finanzmarktinfra-
struktur nach Absatz 1 ist systemisch bedeut-
sam, wenn:
a.	 seine Nichtverfügbarkeit zu schwerwiegen-

den Verlusten, Liquiditätsengpässen oder 
operationellen Problemen bei Finanzinter-
mediären oder anderen Finanzmarktinfra-
strukturen führen oder schwerwiegende 
Störungen an den Finanzmärkten zur Folge 
haben kann; und

b.	 die Teilnehmer den Geschäftsprozess kurz-
fristig nicht substituieren können.

Art. 25
1 Die FINMA informiert die SNB über Bewilli-
gungsgesuche von zentralen Gegenparteien, 
Zentralverwahrern und Zahlungssystemen.
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Art. 43 Abs. 1

1 Wer ein organisiertes Handelssystem betreibt, 
bedarf einer Bewilligung als Bank, Effekten-
händler oder DLT-Handelssystem oder einer 
Bewilligung oder Anerkennung als Handels-
platz.

2 Die SNB bezeichnet nach Anhörung der FIN-
MA durch Verfügung die systemisch bedeutsa-
men Finanzmarktinfrastrukturen und deren 
systemisch bedeutsame Geschäftsprozesse 
nach Artikel 22. Sie legt zudem durch Verfü-
gung fest, welche besonderen Anforderungen 
nach Artikel 23 die einzelne systemisch be-
deutsame Finanzmarktinfrastruktur erfüllen 
muss, und beurteilt, ob sie diese erfüllt.
3 Erfüllt die systemisch bedeutsame Finanz-
marktinfrastruktur die besonderen Anforderun-
gen, so erteilt die FINMA die Bewilligung, wenn 
auch die übrigen Bewilligungsvoraussetzungen 
erfüllt sind.
4 Die FINMA genehmigt nach Anhörung der 
SNB den Stabilisierungsplan einer systemisch 
bedeutsamen Finanzmarktinfrastruktur nach 
Artikel 24.
5 Gelangt die SNB zum Schluss, dass eine 
Finanzmarktinfrastruktur nicht systemisch be-
deutsam ist, so teilt sie dies der FINMA mit. 
Sind die allgemeinen Bewilligungsvorausset-
zungen erfüllt, so erteilt die FINMA die Bewilli-
gung.
6 Bei Gesuchen um Anerkennung ausländi-
scher zentraler Gegenparteien findet das Ver-
fahren sinngemäss Anwendung.

Art. 43	 Bewilligungs- oder Anerken-
nungspflicht

1 Wer ein organisiertes Handelssystem be-
treibt, bedarf einer Bewilligung als Bank oder 
Wertpapierhaus oder einer Bewilligung oder 
Anerkennung als Handelsplatz.

2 Keiner Bewilligung bedarf der Betrieb eines 
organisierten Handelssystems innerhalb einer 
Finanzgruppe, wenn er durch eine juristische 
Person erfolgt, die:
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Gliederungstitel nach Art. 73

4a. Kapitel: DLT-Handelssysteme

Art. 73a	 Begriffe
1 Als DLT-Handelssystem gilt eine gewerbs-
mässig betriebene Einrichtung zum multilatera-
len Handel von DLT-Effekten, die den gleichzei-
tigen Austausch von Angeboten unter 
mehreren Teilnehmern sowie den Vertragsab-
schluss nach nichtdiskretionären Regeln be-
zweckt und mindestens eine der folgenden 
Voraussetzungen erfüllt: 
a.	 Sie lässt Teilnehmer nach Artikel 73c Ab-

satz 1 Buchstabe e zu.
b.	 Sie verwahrt DLT-Effekten gestützt auf 

einheitliche Regeln und Verfahren zentral.
c.	 Sie rechnet und wickelt Geschäfte mit 

DLT-Effekten gestützt auf einheitliche Re-
geln und Verfahren ab.

2 Gewerbsmässigkeit ist gegeben, wenn eine 
selbstständige, auf dauernden Erwerb ausge-
richtete wirtschaftliche Tätigkeit vorliegt.

Art. 73b	 Geltung bestimmter für Handels-
plätze aufgestellte Anforderun-
gen

Für DLT-Handelssysteme gelten die Anforde-
rungen an Handelsplätze betreffend: 
a.	 die Selbstregulierung (Art. 27);
b.	 die Organisation des Handels (Art. 28);

a.	 direkt von einer Finanzmarktinfrastruktur 
beherrscht wird; und

b.	 der konsolidierten Aufsicht durch die FINMA 
untersteht.
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c.	 die Vor- und Nachhandelstransparenz (Art. 
29);

d.	 die Sicherstellung des geordneten Handels 
(Art. 30);

e.	 die Überwachung des Handels (Art. 31);
f.	 die Zusammenarbeit zwischen Handels-

überwachungsstellen (Art. 32);
g.	 die Einstellung des Handels (Art. 33 Abs. 

2);
h.	 die Beschwerdeinstanz (Art. 37).

Art. 73c	 Zulassung von Teilnehmern und 
deren Pflichten

1 Als Teilnehmer eines DLT-Handelssystems 
können zugelassen werden:
a.	 Wertpapierhäuser nach Artikel 41 FINIG26;
b.	 weitere von der FINMA nach Artikel 3 des 

FINMAG27 Beaufsichtigte sowie von einer 
ausländischen Behörde Beaufsichtigte, 
sofern das DLT-Handelssystem sicherstellt, 
dass sie gleichwertige technische und ope-
rative Voraussetzungen erfüllen wie Wert-
papierhäuser;

c.	 die SNB;
d.	 die Bank für Internationalen Zahlungsaus-

gleich;
e.	 weitere natürliche und juristische Personen, 

sofern diese erklären, in eigenem Namen 
und auf eigene Rechnung teilzunehmen.

2 Teilnehmer mit Sitz in der Schweiz müssen 
der FINMA alle Auskünfte erteilen und alle 
Unterlagen herausgeben, die sie zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben benötigt. Das DLT-Handelssys-
tem muss sicherstellen, dass ihm Teilnehmer 
mit Sitz im Ausland entsprechende Auskünfte 

26	  AS 2018 5247
27	  SR 956.1
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erteilen und Unterlagen herausgeben, wenn 
die FINMA es anordnet.
3 Die Bestimmungen über die Aufzeichnungs-
pflicht (Art. 38) und die Meldepflicht (Art. 39) 
gelten auch für Teilnehmer an einem DLT-Han-
delssystem. Der Bundesrat kann für Teilnehmer 
nach Absatz 1 Buchstabe e Ausnahmen vorse-
hen.
4 Der Bundesrat regelt die Einzelheiten betref-
fend die Zulassung sowie die Pflichten und den 
Ausschluss von Teilnehmern.
5 Das DLT-Handelssystem erlässt ein Regle-
ment über die Zulassung sowie die Pflichten 
und den Ausschluss von Teilnehmern und be-
achtet dabei insbesondere den Grundsatz der 
Gleichbehandlung.
6 Es überwacht die Einhaltung des Reglements 
und ergreift bei Verstössen die vertraglich vor-
gesehenen Sanktionen. 

Art. 73d	 Zulassung von DLT-Effekten und 
weiteren Vermögenswerten

1 Das DLT-Handelssystem erlässt ein Regle-
ment über die Zulassung von DLT-Effekten 
zum Handel und zu seinen weiteren Dienstleis-
tungen. Es legt darin insbesondere fest, welche 
Anforderungen die DLT-Effekten und die Emit-
tenten oder Dritte im Zusammenhang mit der 
Zulassung erfüllen müssen. Die Prospektpflicht 
richtet sich ausschliesslich nach den Artikeln 
35–57 des Finanzdienstleistungsgesetzes vom 
15. Juni 201828. 
2 Ein DLT-Handelssystem, das neben DLT-Ef-
fekten weitere Vermögenswerte zum Handel 
oder zu seinen weiteren Dienstleistungen zu-
lässt, regelt die Zulassung solcher Vermögens-
werte in einem Reglement.
3 Der Bundesrat kann: 

28	  SR 950.1
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a.	 vorsehen, dass DLT-Effekten an DLT-Han-
delssystemen nur zugelassen werden dür-
fen, wenn sie bestimmte Mindestanforde-
rungen namentlich hinsichtlich deren 
Integrität und Publizität erfüllen;

b.	 zum Schutz der Finanzmarktteilnehmerin-
nen und -teilnehmer, der Stabilität oder der 
Integrität des Finanzsystems DLT-Effekten 
und weitere Vermögenswerte bezeichnen, 
die an DLT-Handelssystemen nicht zuge-
lassen werden dürfen. 

4 Das DLT-Handelssystem überwacht die Ein-
haltung der Reglemente und ergreift bei Ver-
stössen die vertraglich vorgesehenen Sanktio-
nen. 

Art. 73e	 Weitere Anforderungen
1 Der Bundesrat kann für DLT-Handelssysteme, 
die Teilnehmern nach Artikel 73c Absatz 1 
Buchstabe e offenstehen, neben den Anforde-
rungen nach den Artikel 73b–73d weitere An-
forderungen zum Schutz dieser Teilnehmer 
festlegen.
2 Er legt für DLT-Handelssysteme, die Dienst-
leistungen im Bereich der zentralen Verwah-
rung, Abrechnung oder Abwicklung anbieten, 
neben den Anforderungen nach den Artikeln 
73a–73d weitere Anforderungen fest, nament-
lich betreffend:
a.	 die zentrale Verwahrung, die Abrechnung 

und Abwicklung von DLT-Effekten; 
b.	 Sicherheiten; 
c.	 Eigenmitteln;
d.	 Risikoverteilung;
e.	 Nebendienstleistungen;
f.	 Liquidität;
g.	 Verfahren bei Ausfall eines Teilnehmers; 
h.	 die Segregierung. 
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3 Er orientiert sich bei der Festlegung der An-
forderungen nach Absatz 2 an den Anforderun-
gen an Zentralverwahrer (Art. 61–73). 
4 Er kann die FINMA ermächtigen, die Anforde-
rungen nach Absatz 2 aufzustellen, soweit dies 
erforderlich ist, um technologiespezifischen 
Risiken Rechnung tragen zu können.
5 Vorbehalten bleibt die Zuständigkeit der SNB 
nach Artikel 23 zur Festlegung besonderer 
Anforderungen an systemisch bedeutsame 
DLT-Handelssysteme.  

Art. 73f	 Erleichterungen für kleine 
DLT-Handelssysteme

1 Der Bundesrat kann aus Gründen der Verhält-
nismässigkeit und unter Berücksichtigung des 
Schutzzwecks dieses Gesetzes für kleine 
DLT-Handelssysteme Erleichterungen von den 
Anforderungen nach den Artikeln 6–21, 27–33 
und 37 vorsehen, namentlich von den Bestim-
mungen über:
a.	 die Trennung der Organe für die Geschäfts-

führung einerseits und für die Oberleitung, 
Aufsicht und Kontrolle andererseits (Art. 8);

b.	 die Ausübung von Nebendienstleistungen, 
die nach den Finanzmarktgesetzen keiner 
Bewilligung oder Genehmigung bedürfen 
(Art. 10); 

c.	 die Unabhängigkeitsanforderungen an die 
Selbstregulierungsorganisation (Art. 27 
Abs. 2) und die Beschwerdeinstanz (Art. 37 
Abs. 1).

2 Als klein gelten DLT-Handelssysteme, die 
geringe Risiken für den Schutz der Finanz-
marktteilnehmerinnen und -teilnehmer, für die 
Funktionsfähigkeit und Stabilität des Finanz-
systems aufweisen, namentlich weil die Anzahl 
Teilnehmer, das Handelsvolumen, das Ver-
wahrvolumen oder das Abrechnungs- und 

Art. 73f
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Abwicklungsvolumens beschränkt ist. Der Bun-
desrat legt Schwellenwerte fest.

Art. 89 Abs. 1 und Abs. 2 Einleitungssatz
1 Die FINMA informiert die zentralen Gegenpar-
teien, die Zentralverwahrer, die Zahlungssyste-
me und die DLT-Handelssysteme, die ver-
gleichbare Dienstleistungen im Bereich der 
zentralen Verwahrung, Abrechnung oder Ab-
wicklung erbringen, im In- und Ausland, soweit 
möglich und soweit sie betroffen sind, über 
Insolvenzmassnahmen, die sie gegen einen 
Teilnehmer ergreifen will und die dessen Verfü-
gungsmacht beschränken, und über den ge-
nauen Zeitpunkt des Inkrafttretens. 
2 Die Weisung eines Teilnehmers, gegen den 
eine solche Insolvenzmassnahme angeordnet 
wurde, an eine zentrale Gegenpartei, einen 
Zentralverwahrer, ein Zahlungssystem oder ein 
DLT-Handelssystem, das vergleichbare Dienst-
leistungen im Bereich der zentralen Verwah-
rung, Abrechnung oder Abwicklung erbringt, ist 
rechtlich verbindlich und Dritten gegenüber 
wirksam, wenn sie:

³ DLT-Handelssysteme, die Erleichterungen 
gemäss dieser Bestimmung erhalten, sind 
verpflichtet, dies gegenüber ihren Kundinnen 
und Kunden offen zu legen. Der Bundesrat 
regelt die Details.

Art. 89	 Systemschutz
1 Die FINMA informiert die zentralen Gegenpar-
teien, die Zentralverwahrer und die Zahlungs-
systeme im In- und Ausland, soweit möglich 
und soweit sie betroffen sind, über Insolvenz-
massnahmen, die sie gegen einen Teilnehmer 
ergreifen will und die dessen Verfügungsmacht 
beschränken, und über den genauen Zeitpunkt 
des Inkrafttretens.

2 Die Weisung eines Teilnehmers, gegen den 
eine solche Insolvenzmassnahme angeordnet 
wurde, an eine zentrale Gegenpartei, einen 
Zentralverwahrer oder ein Zahlungssystem ist 
rechtlich verbindlich und Dritten gegenüber 
wirksam, wenn sie:

a.	 vor Anordnung der Massnahme eingebracht 
und nach den Regeln der Finanzmarktinfra-
struktur unabänderlich wurde; oder

b.	 an dem nach den Regeln der Finanzmarkt-
infrastruktur definierten Geschäftstag aus-
geführt wurde, in dessen Verlauf die Mass-
nahme angeordnet wurde, und die 
Finanzmarktinfrastruktur nachweist, dass 
sie von der Anordnung der Massnahme 
keine Kenntnis hatte oder haben musste.
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Art. 142 Abs. 1 Bst. a und c

1 Unzulässig handelt, wer eine Insiderinformati-
on, von der er weiss oder wissen muss, dass 
es eine Insiderinformation ist, oder eine Emp-
fehlung, von der er weiss oder wissen muss, 
dass sie auf einer Insiderinformation beruht:
a.	 dazu ausnützt, Effekten, die an einem Han-

delsplatz oder DLT-Handelssystem mit Sitz 
in der Schweiz zum Handel zugelassen 
sind, zu erwerben, zu veräussern oder 
daraus abgeleitete Derivate einzusetzen;

c.	 dazu ausnützt, einem anderen eine Emp-
fehlung zum Erwerb oder zur Veräusserung 
von Effekten, die an einem Handelsplatz 
oder DLT-Handelssystem mit Sitz in der 
Schweiz zum Handel zugelassen sind, oder 
zum Einsatz von daraus abgeleiteten Deri-
vaten abzugeben. 

3 Absatz 2 findet Anwendung, wenn:
a.	 die Finanzmarktinfrastruktur in der Schweiz 

bewilligt ist;
b.	 die ausländische Finanzmarktinfrastruktur 

in der Schweiz anerkannt oder überwacht 
ist und sie Schweizer Teilnehmern direkten 
Zugang zu ihrer Einrichtung gewährt; oder

c.	 der Teilnahmevertrag Schweizer Recht 
untersteht.

4 Absatz 2 gilt sinngemäss für:
a.	 Finanzmarktinfrastrukturen nach Artikel 4 

Absatz 3;
b.	 Zahlungssysteme, die durch Banken betrie-

ben werden.

Art. 142	 Ausnützen von Insiderinformatio-
nen

1 Unzulässig handelt, wer eine Insiderinformati-
on, von der er weiss oder wissen muss, dass 
es eine Insiderinformation ist, oder eine Emp-
fehlung, von der er weiss oder wissen muss, 
dass sie auf einer Insiderinformation beruht:
a.	 dazu ausnützt, Effekten, die an einem Han-

delsplatz in der Schweiz zum Handel zuge-
lassen sind, zu erwerben, zu veräussern 
oder daraus abgeleitete Derivate einzuset-
zen;

b.	 einem anderen mitteilt;
c.	 dazu ausnützt, einem anderen eine Emp-

fehlung zum Erwerb oder zur Veräusserung 
von Effekten, die an einem Handelsplatz in 
der Schweiz zum Handel zugelassen sind, 
oder zum Einsatz von daraus abgeleiteten 
Derivaten abzugeben.

2 Der Bundesrat erlässt Vorschriften über die 
zulässige Verwendung von Insiderinformatio-
nen, insbesondere im Zusammenhang mit:
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Art. 143 Abs. 1 
1 Unzulässig handelt, wer:
a.	 Informationen öffentlich verbreitet, von 

denen er weiss oder wissen muss, dass sie 
falsche oder irreführende Signale für das 
Angebot, die Nachfrage oder den Kurs von 
Effekten geben, die an einem Handelsplatz 
oder DLT-Handelssystem mit Sitz in der 
Schweiz zum Handel zugelassen sind;

b.	 Geschäfte oder Kauf- oder Verkaufsaufträ-
ge tätigt, von denen er weiss oder wissen 
muss, dass sie falsche oder irreführende 
Signale für das Angebot, die Nachfrage 
oder den Kurs von Effekten geben, die an 
einem Handelsplatz oder DLT-Handelssys-
tem mit Sitz in der Schweiz zum Handel 
zugelassen sind.

a.	 Effektengeschäften zur Vorbereitung eines 
öffentlichen Kaufangebots;

b.	 einer besonderen Rechtsstellung des Infor-
mationsempfängers.

Art. 143	 Marktmanipulation
1 Unzulässig handelt, wer:
a.	 Informationen öffentlich verbreitet, von 

denen er weiss oder wissen muss, dass sie 
falsche oder irreführende Signale für das 
Angebot, die Nachfrage oder den Kurs von 
Effekten geben, die an einem Handelsplatz 
in der Schweiz zum Handel zugelassen 
sind;

b.	 Geschäfte oder Kauf- oder Verkaufsaufträ-
ge tätigt, von denen er weiss oder wissen 
muss, dass sie falsche oder irreführende 
Signale für das Angebot, die Nachfrage 
oder den Kurs von Effekten geben, die an 
einem Handelsplatz in der Schweiz zum 
Handel zugelassen sind.

2 Der Bundesrat erlässt Vorschriften über zu-
lässige Verhaltensweisen, insbesondere im 
Zusammenhang mit:
a.	 Effektengeschäften zum Zweck der Preis-

stabilisierung;
b.	 Rückkaufprogrammen für eigene Effekten.
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Art. 154 Abs. 1 Bst. a und c sowie Abs. 3 und 4

1 Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
Geldstrafe wird bestraft, wer als Organ oder 
Mitglied eines Leitungs- oder Aufsichtsorgans 
eines Emittenten oder einer den Emittenten 
beherrschenden oder von ihm beherrschten 
Gesellschaft oder als eine Person, die auf-
grund ihrer Beteiligung oder aufgrund ihrer 
Tätigkeit bestimmungsgemäss Zugang zu 
Insiderinformationen hat, sich oder einem an-
deren einen Vermögensvorteil verschafft, in-
dem er eine Insiderinformation:
a.	 dazu ausnützt, Effekten, die an einem Han-

delsplatz oder DLT-Handelssystem mit Sitz 
in der Schweiz zum Handel zugelassen 
sind, zu erwerben, zu veräussern oder 
daraus abgeleitete Derivate einzusetzen;

c.	 dazu ausnützt, einem anderen eine Emp-
fehlung zum Erwerb oder zur Veräusserung 
von Effekten, die an einem Handelsplatz 
oder DLT-Handelssystem mit Sitz in der 
Schweiz zum Handel zugelassen sind, oder 
zum Einsatz von daraus abgeleiteten Deri-
vaten abzugeben.

3 Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder 
Geldstrafe wird bestraft, wer sich oder einem 
anderen einen Vermögensvorteil verschafft, 
indem er eine Insiderinformation oder eine 
darauf beruhende Empfehlung, die ihm von 
einer Person nach Absatz 1 mitgeteilt oder 
abgegeben wurde oder die er sich durch ein 
Verbrechen oder Vergehen verschafft hat, dazu 
ausnützt, Effekten, die an einem Handelsplatz 
oder DLT-Handelssystem mit Sitz in der 
Schweiz zum Handel zugelassen sind, zu er-
werben oder zu veräussern oder daraus abge-
leitete Derivate einzusetzen.

Art. 154	 Ausnützen von Insiderinformatio-
nen

1 Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
Geldstrafe wird bestraft, wer als Organ oder 
Mitglied eines Leitungs- oder Aufsichtsorgans 
eines Emittenten oder einer den Emittenten 
beherrschenden oder von ihm beherrschten 
Gesellschaft oder als eine Person, die auf-
grund ihrer Beteiligung oder aufgrund ihrer 
Tätigkeit bestimmungsgemäss Zugang zu 
Insiderinformationen hat, sich oder einem an-
deren einen Vermögensvorteil verschafft, in-
dem er eine Insiderinformation:
a.	 dazu ausnützt, Effekten, die an einem Han-

delsplatz in der Schweiz zum Handel zuge-
lassen sind, zu erwerben, zu veräussern 
oder daraus abgeleitete Derivate einzuset-
zen;

b.	 einem anderen mitteilt;
c.	 dazu ausnützt, einem anderen eine Emp-

fehlung zum Erwerb oder zur Veräusserung 
von Effekten, die an einem Handelsplatz in 
der Schweiz zum Handel zugelassen sind, 
oder zum Einsatz von daraus abgeleiteten 
Derivaten abzugeben.

2 Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder 
Geldstrafe wird bestraft, wer durch eine Hand-
lung nach Absatz 1 einen Vermögensvorteil 
von mehr als einer Million Franken erzielt.
3 Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder 
Geldstrafe wird bestraft, wer sich oder einem 
anderen einen Vermögensvorteil verschafft, 
indem er eine Insiderinformation oder eine 
darauf beruhende Empfehlung, die ihm von 
einer Person nach Absatz 1 mitgeteilt oder 
abgegeben wurde oder die er sich durch ein 
Verbrechen oder Vergehen verschafft hat, dazu 
ausnützt, Effekten, die an einem Handelsplatz 
in der Schweiz zum Handel zugelassen sind, 
zu erwerben oder zu veräussern oder daraus 
abgeleitete Derivate einzusetzen.
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4 Mit Busse wird bestraft, wer nicht zu den 
Personen nach den Absätzen 1–3 gehört und 
sich oder einem anderen einen Vermögensvor-
teil verschafft, indem er eine Insiderinformation 
oder eine darauf beruhende Empfehlung dazu 
ausnützt, Effekten, die an einem Handelsplatz 
oder DLT-Handelssystem mit Sitz in der 
Schweiz zum Handel zugelassen sind, zu er-
werben, zu veräussern oder daraus abgeleitete 
Derivate einzusetzen. 

Art. 155 Abs. 1 Einleitungssatz
1 Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
Geldstrafe wird bestraft, wer in der Absicht, den 
Kurs von Effekten, die an einem Handelsplatz 
oder DLT-Handelssystem mit Sitz in der 
Schweiz zum Handel zugelassen sind, erheb-
lich zu beeinflussen, um daraus für sich oder 
für einen anderen einen Vermögensvorteil zu 
erzielen:

II

1 Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen 
Referendum.
2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten.

4 Mit Busse wird bestraft, wer nicht zu den 
Personen nach den Absätzen 1–3 gehört und 
sich oder einem anderen einen Vermögensvor-
teil verschafft, indem er eine Insiderinformation 
oder eine darauf beruhende Empfehlung dazu 
ausnützt, Effekten, die an einem Handelsplatz 
in der Schweiz zum Handel zugelassen sind, 
zu erwerben, zu veräussern oder daraus abge-
leitete Derivate einzusetzen.

Art. 155	 Kursmanipulation
1 Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
Geldstrafe wird bestraft, wer in der Absicht, den 
Kurs von Effekten, die an einem Handelsplatz 
in der Schweiz zum Handel zugelassen sind, 
erheblich zu beeinflussen, um daraus für sich 
oder für einen anderen einen Vermögensvorteil 
zu erzielen:

a.	 wider besseren Wissens falsche oder irre-
führende Informationen verbreitet;

b.	 Käufe und Verkäufe von solchen Effekten 
tätigt, die beidseitig direkt oder indirekt auf 
Rechnung derselben Person oder zu die-
sem Zweck verbundener Personen erfol-
gen.

2 Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder 
Geldstrafe wird bestraft, wer durch eine Hand-
lung nach Absatz 1 einen Vermögensvorteil 
von mehr als einer Million Franken erzielt.


